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Mit den Menschen - für die Menschen

Im September stehen wieder
Bundestagswahlen an. Ich
freue mich sehr, dass mich DIE
LINKE Aachen mit 96,4% zum
Direktkandidaten für Aachen
Stadt und DIE LINKE NRW mit
91 ,4% auf den aussichtsrei-
chen 4. Platz der Landesliste
gewählt hat.
Als ich 2009 in den Bundestag
gewählt wurde, war das für mich

Fortsetzung Seite 10

DIE LINKE fordert

Sozialtarife bei Strom
Andere Fraktionen im Städteregionstag an Lösung gegen Energiear-
mut nicht interessiert

Seit Jahren kennen Privatkunden
bei ihrer Stromrechnung nur eine
Richtung. Sie bezahlen für ihre
Kilowatt-Stunde quasi von Jahr zu
Jahr immer mehr, obwohl die
Großhandelspreise tendenziell
sinken. Ein immer größerer Anteil
am Haushaltseinkommen wird
für den Bezug von elektrischer
Energie ausgegeben. Muss das
sein?
Ganz zu Anfang sollte eins klarge-
stellt werden: Es liegt nicht an der
Energiewende selbst und an der
Förderung der erneuerbaren
Energien. Vielmehr ist es die ab-
sichtlich schlechte Umsetzung, die
sich fast ausschließlich an den Inter-
essen der großen Energiekonzerne
und der Industrie orientiert.
Änderungen auf Bundesebene brau-
chen – zumindest wenn sie notwen-
dig und sinnvoll sind – ihre Zeit.
Viele Haushalte können nicht so lan-
ge warten. Deshalb hat die LINKE
sowohl im Aachener Stadtrat als
auch im Städteregionstag Anträge
eingebracht:

Die Vertreter in den Gremien der re-
gionalen Versorger sollten darauf
hinwirken, Sozialtarife für bedürftige
Menschen anzubieten.
Dies hätte zweierlei Vorteile: Für Ar-
beitslose bzw. Empfänger von Hartz
IV-Leistungen hätte es eine spürba-
re finanzielle Entlastung gegeben.
Und die Wahrscheinlichkeit von
Stromsperren, die leider auch in un-
serer Region vorkommen, wäre ge-
sunken. Fortsetzung Seite 2

Stimmen für soziale Gerechtigkeit
Linke Direktkandidaten nominiert - Für die Stadt Aachen Andrej Hunko, für den Altkreis Aachen Marika Jungblut

Frau Jungblut, Sie wurden zur

Direktkandidatin für den Kreis

Aachen zur Bundestagswahl 2013

gewählt. Können Sie kurz etwas

zu Ihrer Person sagen.

Nun, ich bin Mutter dreier Kinder,
die ich auch größtenteils al leiner-
ziehend betreut habe. Dennoch ha-
be ich während dieser Zeit mein
Abitur im 2. Bildungsweg am Eure-
gio Kolleg in Würselen gemacht.
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Die Vorstellung wiederholt sich –
fast – jährlich. „Es ist bedauer-
lich, aber leider nicht zu ändern“,
erklärt der graumelierte Herr in
ernstem Ton. „Unsere Kosten
sind gestiegen“. Fast sämtliche
Zuhörer stimmen ihm zu. Ort der
Aufführung: Der Mobilitätsaus-
schuss der Stadt Aachen. Der
ernste Herr ist Hans-Joachim Sis-
tenich, Geschäftsführer des Aa-
chener Verkehrsverbundes
(AVV): Er hat soeben erklärt,
warum auch in diesem Jahr das
Bus- und Euregiobahnfahren wie-
der deutlich teurer werden
muss. Die Zustimmenden sind
die Vertreter von CDU, SPD, Grü-
nen und FDP im Ausschuss.

Der Tagesordnungspunkt wäre
schnell abgehakt, wenn nicht der
Autor dieser Zeilen das Ritual stö-
ren würde.
Ich vermag nicht einzusehen, dass
die Fahrpreiserhöhungen Jahr für
Jahr abgenickt werden, ohne den
Automatismus einmal in Frage zu
stellen. Das wäre dringend geboten,
denn die Erhöhungen liegen mit 3,5
bis 4,5 % über der Inflatonsrate. Da
drängt sich der Verdacht auf, dass

mit den höheren Fahrpreisen nicht
nur die gestiegenen Kosten aufge-
fangen werden, sondern dass
klammheimlich die Beteiligung der
Fahrgäste an der Finanzierung des
ÖPNV erhöht und die der Städte
und Kreise in der Aachener Region
verringert wird. Dass Kosten in ei-
nem gewissen Rahmen steigen, ist
normal. Selbst, wenn wirklich nur
diese Kosten zu 1 00% an die Fahr-
gäste weitergegeben würde, wäre
das nicht zu akzeptieren.
Öffentlicher Nahverkehr ist eine
wichtige öffentliche Aufgabe. Sie
wirft keinen Gewinn ab. Das Dezifit
wird zu einem großen Teil von der
Stadt Aachen, der Städteregion und
den Kreisen Düren und Heinsberg
und der Kreise getragen. Den meis-
ten Parteien geht es offenbar nur
darum, höhere Kosten für die öf-
fentlichen Kassen zu vermeiden.
Sollen doch die Fahrgäste zahlen!
Wie fest diese Haltung sitzt, zeigte
der Kampf um die Einführung des
Sozialtickets für Empfänger von
Transferleistungen.
Nach mehrjährigem Streit gab die
Blockademehrheit von CDU, SPD,
Grünen und FDP klein bei und

Fortsetzung Seite 5

Teure Fahrkarten für den Bus

LINKE stört das jährliche Ritual
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Wenig über-
raschend war
das mangeln-
de Interesse
der Städtere-
gion, die an
den Unter-

nehmen Enwor und EWV beteiligt
ist, an solchen Sozialtarifen. Eher
beschämend war jedoch das offen-
kundige Desinteresse der übrigen
Fraktionen im Städteregionstag an
diesem Thema. Vor allem SPD und
Grüne, die ansonsten in jedem

Wahlkampf ihre soziale Ader entde-
cken, fielen durch ihr Schweigen
auf. Ist ihnen das Schicksal einkom-
mensschwacher Haushalte so
gleichgültig?

Für DIE LINKE hingegen gilt: Die
kostengünstige und ökologisch

nachhaltige Versorgung mit elektri-
scher Energie muss für jeden si-
chergestellt sein.

Harald Siepmann,
Fraktionsvorsitzender
DIE LINKE im Städteregionstag

Fortsetzung: Linke fordert Sozialtarife bei Strom

Stromsozialtarif als regionale Übergangslösung

Öffentli-
cher Nah-
verkehr
muss at-
traktiv
und für
die Fahr-

gäste bezahlbar sein. Für diese
Ziele streitet DIE LINKE. Mit der
Einführung des von uns vorge-
schlagenen Sozialtickets in der
Städteregion haben wir einen
wichtigen Schritt nach vorne ge-
macht. Wer lange arbeitslos ist,
bleibt trotzdem mobil und wird
nicht ausgegrenzt.

Die Einführung einer Stadtbahn in
Aachen ist ein wichtiger Schritt hin
zu mehr Attraktivität. Das Bussys-
tem gelangt auf den Strecken von
der City nach Brand und zum Hoch-
schulgebiet Melaten an seine Gren-
zen. Leidtragende eines schlechten
Nahverkehrsangebotes sind vor al-
lem Menschen, die darauf angewie-
sen sind, z.B. Menschen mit wenig
Geld, SchülerInnen und StudentIn-

nen. Wil l man zu den bereits zahl-
reichen Fahrgästen weitere
hinzugewinnen, weil jedes Auto,
das in der Garage bleibt, die Luft-
qualität verbessert, ist das Bussys-
tem völl ig untauglich. Seit 1 985
haben viele französische Städte,
u.a. unsere Partnerstadt Reims,
moderne Stadtbahnen eingeführt.
Die erwarteten Fahrgastzahlen wur-
den fast immer übertroffen, oft er-
heblich. Woran liegt das?
Untersuchungen belegen, dass eine
Stadtbahn deutl ich attraktiver ist
als ein Bus. Die Euregiobahn, die
Aachen mit Alsdorf, Heerlen, Stol-
berg und Eschweiler verbindet, war
bereits ein großer Erfolg. Leider
fährt sie nicht in Aachener Stadt-
mitte hinein.

Natürl ich kostet eine Stadtbahn
Geld. Die Stadt kann mit erhebli-
chen Zuschüssen rechnen. Einen
Teil müssen wir aus dem Aachener
Haushalt decken. Hier gilt es, seri-
ös zu rechnen und sparsam zu pla-
nen.

Darauf wird die LINKE achten. Das
tun wir auch bislang schon bei öf-
fentl ichen Projekten. Fairerweise
muss gesagt werden, dass die
meisten Bauvorhaben der Stadt im
Kostenrahmen bleiben. Würden wir
die Stadtbahn nicht bauen, müss-
ten wir eine andere, schlechtere
Lösung finden. Auch die würde viel
Geld kosten. Und wenn wir einfach
gar nichts machen würden? Wenn
wir einfach weiter Busse fahren las-
sen nach dem Motto: „Ist der Bus
voll , musst Du halt auf den nächs-

ten warten. Oder auf den über-
nächsten“? Dann würden wir sagen,
dass es uns im Grunde egal ist, wie
die Aachener von A nach B kom-
men.
Zu einer sozial gerechten und damit
zukunftsfähigen Stadt gehört nach
unserer Überzeugung auch ein leis-
tungsfähiger Nahverkehr. Die Aa-
chenerinnen und Aachener sind
uns das wert!
Andreas Müller,
Fraktionsvorsitzender
DIE LINKE im Rat, Aachen

"Heute in Straßburg, morgen in Aachen? Moderne Stadtbahn. "

Ja zur Campusbahn

DI E LI N KE arbeitet schon lange an einem Konzept zur sozialen Gestaltung der Energiewende. Diese fußt auf sieben Grundpfeilern:
1 . Willkür der Stromversorger bei der Preisbildung beenden
Um rund zwei Cent könnte der Strompreis niedriger l iegen, gäbe es eine funktionierende Aufsicht und Regul ierung des Endkundengeschäfts
beim Strom. Denn hier, bei der Festlegung des Strompreises für Privathaushalte, organisieren sich die Versorger zu Lasten der H aushaltskunden
hemmungslos Sonderprofite.
2. Unberechtigte Industrie-Rabatte zu Lasten der Privathaushalte abschaffen
Die Kosten der Energiewende dürfen nicht länger einseitig bei privaten H aushalten und kleinen Unternehmen abgeladen werden. An der Finan-
zierung muss sich künftig auch die energieintensive I ndustrie beteil igen. Diese wird gegenwärtig bei Umlagen und Abgaben vielfältig privi legiert.
3. Stromsteuer senken
Der zu erwartende Anstieg der EEG-Umlage darf nicht zu einer weiteren Strompreiserhöhung führen. Darum sol l die Stromsteuer für private Ver-
braucherI nnen abgesenkt werden.
4. Der Sockeltarif für Strom: Grundversorgung sicherstellen, Verschwendung eindämmen
J eder Energieversorger wird dazu verpfl ichtet, einen Sockeltarif für Strom einzuführen. Dieses Tarifmodel l ist durch zweierlei gekennzeichnet:
J eder Privathaushalt erhält ein kostenloses, an der H aushaltsgröße orientiertes Grundkontingent an Strom. Der darüber hinausgehende Strom-
verbrauch wird teurer als heute, weil die Kosten des Grundkontingents hierhin umgelegt werden.
5. Stromsperren beenden
Das Sperren der Stromversorgung bei privaten H aushalten aufgrund von Zahlungsunfähigkeit muss ein Ende haben. Denn die Versorgung mit
Strom ist eine Grundvoraussetzung für ein menschenwürdiges Wohnen und die Teilhabe am gesel lschaftl ichen Leben.
6. Abwrackprämie für Stromfresser
Alte Elektrogeräte sind meist wahre Energieschleudern. Sie erhöhen die Stromrechnung und belasten über ihren hohen Verbrauch das Kl ima.
Besonders energieeffiziente N eugeräte sind jedoch im Anschaffungspreis teurer als solche mit höherem Stromverbrauch.
7. Energetische Gebäudesanierung ohne kalte Vertreibung
Gegenwärtig stehen die Stromkosten im Mittelpunkt der öffentlichen Debatte. Doch die geplante Beschleunigung der energetischen Gebäudesanierung könnte
eine neue Kostenwelle für Mieterinnen und Mieter sowie selbst genutztes Wohneigentum verursachen, sofern nicht rechtzeitig gegen gesteuert wird.
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Seit Fe-
bruar
diesen
Jahres
gibt es
endlich
auch in
Deutsch-
land ein

Patientenrechtegesetz.

Die über 1 1 .000 Patienten, die
sich an Schl ichtungsstel len bei
den Landesärztekammern jähr-
l ich wegen Therapie- oder Dia-
gnosefehlern beschwert haben,
stel len nur die Spitze des Eis-
bergs dar. Experten gehen von
mehreren hunderttausend Pati-
enten aus, die im Laufe eines
J ahres durch einen Arztfehler

geschädigt werden. Viele der
Betroffenen haben berechtigtes
M isstrauen gegenüber
Schl ichtungsstel len, die von
Ärzteorganisationen betrieben
werden, erst recht weil viele der
Gutachter nicht in dem Ruf
stehen, sich gegen ihre
Standeskol legen für die
I nteressen der Betroffenen
einzusetzen. Endlose und
anstrengende Verfahren, bei
denen die Patienten auch noch
die Beweislast haben, stel len
eine weitere hohe H ürde für
Geschädigte dar. Ein
Patientenrechtegesetz war längst
überfäl l ig.

Das neue Gesetz ist jedoch be-
dauerl icherweise nicht mehr als

eine Ansammlung von Selbstver-
ständl ichkeiten, die immer schon
galten; wie das Recht auf umfas-
sende und rechtzeitige Aufklä-
rung, Einsichtsrecht in
Behandlungsunterlagen, Wah-
rung des Patientengeheimnisses,
des verfassungsrechtl ich ge-
schützten Selbstbestimmungs-
rechts.
Das Patientenrechtegesetz ent-
hält weder Beweiserleichterun-
gen für die Patientenseite noch
ein verbessertes Arzthaftungs-
recht. Fehler zu machen ist
menschl ich. Schadenersatz für
die Geschädigten muss in einem
demokratischen sozialen Rechts-
staat selbstverständl ich sein.
Patienten, die durch Erkrankung
und durch den Behand-

lungsfehler doppelt gehandicapt
sind, haben auch weiterhin große
Schwierigkeiten zu ihrem Recht
kommen.
Beispielsweise kann ein Patient
nicht beweisen, dass der Arzt
nicht qual ifiziert für die Behand-
lung gewesen ist oder dass er
sich wegen schlechter H ygiene
mit multiresistenten Keimen infi-
ziert hat. Al l das steht nicht in
seiner Krankenakte.
Des Weiteren müsste ein Gesetz
über Patientenschutzrechte Pati-
enten Schutz vor Ausbeutung
und Abzocke durch Leistungs-
und –Warenanbieter im Gesund-
heitswesen bieten: Ebenfal ls
Fehlanzeige beim Patientenrech-
tegesetz. Patientenrechte sind in
das Bürgerl iche Gesetzbuch
(BGB) übertragen worden, in dem
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Was für ein
vieldeuti-
ger Begriff!
Allerdings
lässt sich
die Intrans-

parenz dahinter schon erahnen.
Konkret – es soll neben dem be-
kannten Mietspiegel einen weite-
ren geben. Der neue
Mietspiegel soll demnach
die abstrakt angemessene
Leistung für die Unterkunft
von Grundsicherungsemp-
fängern festlegen.

Diese Festlegung soll nach
wissenschaftlichen Metho-
den erfolgen, wofür die Städ-
teregion ein externes
Unternehmen beauftragt hat.
Wir befürchten dabei jedoch,
dass die Festlegung nach
dem Bedarf der Institution
und nicht den Bedürfnissen
der Menschen erfolgen wird.
Um uns aber ein umfassen-
des und sachgerechtes Bild
machen zu können, hat unse-
re Fraktion im Städteregions-
tag ein Auskunftsersuchen an
die Verwaltung der Städtere-
gion gerichtet, in dem um
Einblicknahme in die abge-
schlossene Vereinbarung mit
dem beauftragten Unterneh-

men angefragt wird. Aus dieser Ver-
einbarung wollen wir entnehmen, wo
die Schwerpunkte der Beauftragung
beim zu erstellenden „grundsiche-
rungsrelevanten Mietspiegel“ gelegt
wurden. Denn es gibt zwar eindeuti-
ge Leitplanken, die seitens des Bun-
dessozialgerichtes (BSG) aufgestellt
wurden, aber dennoch lassen Begrif-

fe wie „Angemessenheit“ oder „örtli-
che Vergleichsräume“ Möglichkeiten
zur Gewichtung oder Auslegung zu.
Das kann bedeuten, dass auch künf-
tig Leistungen, die vom Grundsatz
her zustehen, den Leistungsempfän-
gern verweigert werden bzw. deren
Erhalt erschwert wird.

Künftig betroffene Leistungsempfän-
ger werden ihr Augenmerk darauf
richten müssen, ob die Forderungen
des Jobcenters bzgl. des angemes-
senen Wohnraums im Vergleichs-
raum tatsächlich erfüllbar sind, was
das Angebot angeht. Das heißt, es
wird insbesondere darauf zu achten
sein, ob Ausstattung, Lage (inkl.

Verkehrsinfrastruktur, Angebot von
Kindergärten und Schulen, ärzt-
liche Versorgung und Einkaufs-
möglichkeiten etc.) sowie
Bausubstanz der angebotenen
Wohnungen die Mindestanforde-
rungen erfüllen und keine unzu-
mutbare Verschlechterung
bedeuten würden.

Die Erstellung eines speziellen
Mietspiegels in der möglichen
Form, kann bei sozial ausgewo-
genem Gestaltungswillen tatsäch-
lich eine größere Gerechtigkeit
schaffen und damit zu weniger
gerichtlichen Auseinandersetzun-
gen führen. Wir allerdings halten
dieses Bestreben für un-
wahrscheinlich und erwarten eine
weiterhin unnötig hohe Anzahl von
Auseinandersetzungen vor den So-
zialgerichten.

Uwe F. LÖHR,
Fraktion DIE LINKE
im Städteregionstag Aachen
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Grundsicherungsrelevanter Mietspiegel

Quel le: F+B M ietspiegel index 201 2 (Bestandsmieten, bundesweiter Durchschnitt 6,1 3 Euro), sowie F+B-Wohnindex, 3.
Quartal 201 2 (Angebotsmieten für eine 75-Quadratmeter-Wohnung, Baualter: 1 0 J ahre, Ausstattung und Zustand normal)

Patienten ohne Rechte?

©Peter Tritthart-Aachen
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Hans Janosch ist seit Januar
201 3 neuer Sprecher des
Kreisverbands DIE LINKE Aa-
chen. Mit ihm sprach Chef-Re-
dakteur Harald Siepmann:

Lieber Hans Janosch, du über-
nimmst das Amt in einer
schwierigen Zeit. Linke The-
men wie soziale Gerechtigkeit
sind zwar „in“, werden aber
nicht notwendigerweise mit
der Linken verbunden. Was
willst Du ändern?

I n erster Linie möchte ich mir
einen real istischen Bl ick auf die
bestehenden Verhältnisse be-
wahren. Die M ögl ichkeiten, auf
regionaler Ebene etwas zu verän-
dern, sind überschaubar. Der Bei-
trag, den wir leisten können, ist
unsere Glaubwürdigkeit hier vor
Ort als Ansprechpartner für die
M enschen, für die und mit denen
gemeinsam wir etwas verändern
möchten.

Dabei geht es vor al len Dingen
darum, Gebrauchswert zu entwi-
ckeln. Die M enschen müssen
praktisch erfahren können, dass
sich DI E LI N KE abseits ihrer weit-
reichenden pol itischen Forderun-
gen auch um die al ltägl ichen
Probleme der Bürgerinnen und
Bürger kümmert.

Sieben Monate vor der Bundes-

tagswahl - die SPD, aber auch

andere Parteien, blinken wieder

heftig nach links, wollen mit so-

zialer Gerechtigkeit punkten.

Warum ist DIE LINKE die ein-

zige Partei, die ein konsequent

soziales Programm besitzt?

DI E LI N KE ist die einzige Partei,
die eins und eins zusammenzählt.
Die anderen Parteien suggerieren

den M enschen, man könne
gleichzeitig Finanzwirtschaft und
Superreiche frei walten lassen,
immer mehr Pol itikfelder privati-
sieren und dennoch ein soziales
Staatsgefüge unterhalten. I ch
halte das für ziemlichen Unfug.
Wenn wir ein soziales Staatsgefü-
ge unterhalten möchten, dann
benötigen wir einen anderen Ver-
teilungsschlüssel und demokrati-
sche Kontrol le über al le
relevanten gesel lschaftl ichen
Aufgabenbereiche.

DI E LI N KE ist die einzige Partei,
die diese Wahrheit ausspricht.
Gerade die SPD hat wirkl ich ein
ausgeprägtes Talent dafür, gute
und richtige Themen aufzuneh-
men, um sie anschl ießend kaputt
zu machen.
Ein gutes Beispiel dafür ist die
derzeitige SPD-Debatte um die
Einführung einer punktuel len 30-
Stunden-Woche, die derartig
unattraktiv sein wird, dass kaum
jemand etwas damit anfangen
kann. Wenn es darum geht, den
M enschen im Land Sand über die
wirkl ichen Verhältnisse in die Au-
gen zu streuen, ist die SPD ganz
weit vorne.
Bei der FDP weiß man wenigs-
tens, wofür sie steht. Die SPD ist
aber letztl ich auch nichts ande-
res als eine rot lackierte FDP.

Bezahlbare Energie und Mobili-

tät, eine gut ausgebaute Infra-

struktur, Bildung für alle – Dies

sind wichtige Themen für die

Menschen. Wie willst Du mit

diesen ins Gespräch kommen?

M an kann glaube ich sagen, wir
stehen heute vor einem öffentl i-
chen I nvestitionsstau histori-
schen Ausmaßes. Wir wissen
heute so viel über die entschei-
denden Einflussfaktoren eines
guten und ökologisch nachhalti-
gen Lebens wie nie zuvor.
Andererseits waren wir in den
M ögl ichkeiten, unser Wissen
praktisch umzusetzen, seit Be-
stehen der Republ ik noch nie so
eingeschränkt. Entscheidend ist
hier der Zusammenhang zwi-
schen kommunalen Vorausset-
zungen und bundespol itischen
Weichenstel lungen.

Al len voran die sogenannte
Schuldenbremse ist in Wirkl ich-
keit ein Zukunftsverhinderungsin-

strument, das dringend
notwendige I nvestitionen in unse-
re I nfrastruktur unmögl ich macht.

Darüber werden wir mit den M en-
schen sprechen. I ch glaube, un-
sere Präsenz in Stadtteilen und in
Vereinen muss sich weiter ver-
bessern, wenn wir der Diskussion
wahrnehmbare I mpulse geben
möchten.
 
 

Unsere Region wird seit Mona-

ten von Hiobsbotschaften er-

schüttert, z.B. Bombardier in

Aachen, KME in Stolberg. Was

bietet DIE LINKE an im Kampf

gegen Arbeitsplatzabbau und für

die Schaffung neuer Arbeitsplät-

ze?

Abseits unserer pol itischen
Grundsatzforderung danach, De-
mokratie dürfe nicht vor den
Werkstoren enden, gute Wünsche
und die Vorstel lung wehrhafter
Belegschaften. Denn letztl ich
sind die Einflussmögl ichkeiten
l inker Pol itik auf gewerkschaftl ich
geführte Auseinandersetzungen
begrenzt.

Gerade mit Sicht auf Bombardier
wird deutl ich, die Voraussetzung
einer entschieden geführten Aus-
einandersetzung kann nur eine
etabl ierte gewerkschaftl iche Kul-
tur der auch pol itischen Organi-
sierung der Belegschaft sein.
Eine solche Kultur entsteht nicht
von jetzt auf gleich, dadurch dass
Arbeitsplätze in Frage gestel lt
werden.

Wir als DI E LI N KE stehen dem
heute gängigen Kooperatismus
gerade betriebl icher I nteressens-
vertretungen mit ihren Unterneh-
mensleitungen kritisch
gegenüber. Wenn das Grundver-
ständnis der Arbeitenden nicht
auf dem Widerspruch zwischen
Arbeit und Kapital beruht, ist Ge-
genwehr schwierig. Und wenn
sich die Absicht betriebl icher
Vertretungen auf die Vertretung
standortbezogener I nteressen
beschränkt, rückt Sol idarität in

weite Ferne. Letztl ich ist das aber
Denksport für Gewerkschaften.
Die Pol itik steht da weitgehend
außen vor.

Eine andere Frage ist die nach
der Schaffung neuer Arbeitsplät-
ze. Auch wenn wir öffentl iche
Beschäftigung wieder ausbauen
möchten, ist der Frage der
Schaffung neuer Arbeitsplätze

nicht ausschl ießl ich mit einer
eindimensionalen Beziehung zu
öffentl icher Beschäftigung genü-
ge getan. I n einer durch Sicher-
heitsnetze ihrer sozialen
Fal lgruben entledigten dynami-
schen Wirtschaft, geht es auch
darum, durch Ankurbelung der
Binnennachfrage Anreize und ein
freundl iches Umfeld für Existenz-
gründungen und I nvestitionen zu
schaffen.

Vor al lem die M onopolstel lung
großer Konzerne steht hier einem
fairen I deenwettstreit entgegen.
Abseits davon bin ich ein großer
Anhänger von Arbeitszeitverkür-
zungen. Die Arbeitenden der Re-
publ ik werden nur dann eine gute
Verhandlungsposition wiederer-
langen können, wenn sie die
Ressource Arbeitskraft in ein
Verhältnis zur realen Arbeits-
nachfrage bringen. Die Arbeits-
zeit ist hier die entscheidende
Stel lschraube.

Vielen Dank für das Gespräch

Die Menschen müssen praktisch erfahren

können, dass sich DIE LINKE abseits ihrer

weitreichenden politischen Forderungen

auch um die alltäglichen Probleme der Bür-

gerinnen und Bürger kümmert.

Hans Janosch, Kreisprecher [



stimmte der Einführung zu. Allzu
unübersehbar war, dass die harten
Hartz-IV-Gesetze den Betroffenen
das Recht auf Mobilität genommen
hatten. Man musste reagieren. Das
Ticket wurde eingeführt, allerdings
mit der Maßgabe: Es darf die öf-
fentlichen Kassen keinen Cent kos-
ten! Der AVV wurde beauftragt, das
günstige Ticket auf eigene Kosten
herauszugeben. So geschah es
auch. Das Risiko für den AVV war
gering. Sollte die Einführung des
Tickets Kosten verursachen, hätte
der AVV keine Mühe, sie auf die
Fahrpreise der anderen Tickets um-

zulegen. Dass der AVV für das
Ticket 27,80 EUR nimmt statt 1 5.-
EUR, wie von der LINKEN und den
Arbeitsloseninitiativen gefordert,
ließ die Mehrheit natürlich kalt.
Das Thema Fahrpreise ist eine har-
te Nuss. Ein Antrag der LINKEN,
einmal grundsätzlich über die Ge-
staltung der Fahrpreise und die Ver-
teilung der Kosten zu sprechen,
wurde bereits abgelehnt. Kalkül der

Mehrheit: Die einzelne Fahrpreiser-
höhung erscheint für sich betrach-

tet gar nicht so schlimm. So kostet
der Einzelfahrschein für die Tarifstu-
fe 1 ab dem 1 . April 2, 55 EUR statt
bisher 2,50 EUR. Eine Monatskarte
für die Stadt Aachen kostet im Abo
49,92 EUR statt bisher 47,92 EUR.
Aber die Erhöhungen erfolgen jähr-
lich!
Pikanterweise wurde diesmal auch
gleich die Erhöhung für 201 4 mitbe-

schlossen. Das Einzelticket in Stufe
1 kostet dann 2,65 EUR, das Mo-
natskarten-Abo in Aachen 51 ,83
EUR. Warum der vorauseilende Be-
schluss schon jetzt? Auch das ist
ein Ritual: Im kommenden Jahr sind
Kommunalwahlen. Da will man
nicht kurz vor den Wahlen das un-
schöne Thema Fahrpreiserhöhun-
gen debattieren. Die LINKE wird
auch dieses Manöver stören. Wir
werden auch weiter die Debatte zu
den Fahrpreisen erzwingen.

Andreas Müller,
Fraktionsvorsitzender
DIE LINKE im Rat, Aachen

Kundenrechte und Geschäftsbe-
ziehungen geregelt werden.
Durch die Verlagerung in das
BGB werden Schutzmechanis-
men durch Krankenkassen als
öffentl ich- rechtl iche Körper-
schaften weitgehend aus ihrer
Pfl icht entlassen.
Wer also wehrhaft ist und sich
einen Rechtsanwalt leisten kann,

für den wurden Gesetze geord-
net. Die meisten Opfer von Fehl-
behandlungen bedürfen jedoch

des Schutzes der Gemeinschaft
durch klare gesetzl iche Regelun-
gen in der Sozialgesetzgebung.

Patienten müssen sich darauf
verlassen können, dass ärztl iche
Verantwortung ohne ihr Zutun
gewährleistet ist. So ist das Pati-
entenrechtegesetz nichts weiter
als Augenwischerei und vertane
Chance.
Helga Ebel,
Sachkundige Bürgerin

im Städteregionstag Aachen
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Im Dezem-
ber letzten
Jahres wur-
de im Natur-
schutzgebiet
Further Wald
im Wurmtal

bis zu 80% des Waldbestandes ge-
fällt.
Der Grund: Bäume fällen, Holz
verkaufen, und dann das Gebiet
zum 5-fachen Preis veräußern =
eiskalter Finanzkapitalismus!
Diesmal passiert es jedoch direkt vor
der Haustüre, was nun Reaktionen
der Empörung der Anwohner und der
Naturschützer auf den Plan gerufen
hat und dadurch die koalierende rot-
grün-rote Gestaltungsmehrheit in Ro-
da die Unterstützung finden lässt, die

sie in diesem Fall braucht.
Zum Sachverhalt: Wenige Wochen
vor dem Abholzen wurde das Wald-
stück vom EBV an die Firma des
Holzhändlers aus der Eifel veräußert.
Den privaten Wald forstwirtschaftlich
zu nutzen, ist sein gutes Recht und
sogar seine Pflicht. Doch Forstwirt-
schaft in der Bundesrepublik
Deutschland bedeutet, dass die
Waldbesitzer nach den Bundes- und
Landeswaldgesetzen dazu verpflich-
tet sind, ihre Wälder „ordnungsge-
mäß und nachhaltig“ (§1 1
Bundeswaldgesetz) zu bewirtschaf-
ten. Hierbei kommt es darauf an,
dass die Funktionen des Waldes
nicht nur als Rohstoffquelle, sondern
auch als Grundlage für den Boden-,
Klima-, Arten- und Wasserschutz so-

wie für Freizeit und Erholung der
Bevölkerung gesichert werden.
Dazu erfordert die heutige Forst-
wirtschaft ein ständiges Abwägen
zwischen wirtschaftlichen und
ökologischen Interessen, um die
unterschiedlichen Ansprüche an
den Wald berücksichtigen zu kön-
nen. Offensichtlich kann davon in
dieser Aktion nicht ausgegangen
werden, denn das einzige was hier
wirklich nachhaltig ist, ist eine auf
Jahrzehnte wirkende Zerstörung
200 Jahre alten gesunden Forstes,

der vor allem als geschütztes Naher-
holungsgebiet diente, und sich in 20
Jahrzehnten zu einem kleinen Öko-
system im Wurmtal entwickelt hat.
Per Beschluss der nordrhein-westfä-
lischen Landesregierung wurde das
Wurmtal von Herzogenrath an fluss-
aufwärts im Juni 1 998 und flussab-
wärts von Herzogenrath im Jahr
2000 der Kommission der Europäi-
schen Union als Fauna-Flora-Habitat
(FFH) - Gebiet gemeldet.
Dadurch werden die Naturlandschaf-
ten und die darin enthaltenen klein-
räumigen Ökosysteme bewahrt,
obwohl dies allein noch nicht vor Be-
wirtschaftung schützt.
Mit nie gekannter Kühnheit rechtfer-
tigt der Verursacher die Fällung da-
mit, dass die gefällten Bäume auf
einmal einen Käferbefall hatten und
deswegen gefällt werden mussten.
So kann nachgelesen werden: „Die
Anlage der Bestandeserschließun-
gen, die Durchforstungen und die
Entfernung der vom Käfer befallenen
Bäume im Wurmtal waren ganz nor-
male Maßnahmen, wie Sie täglich in
den meisten Wäldern Deutschlands
durchgeführt werden. Wir haben uns
bei dieser Maßnahme an sämtliche
Vorgaben des Forstrechts, des Na-
turschutzes, der FFH-Richtlinie und
des eigens für dieses Gebiet ausge-

arbeiteten Landschaftsplanes gehal-
ten.“
Weiterhin kündigt er für 201 3 die
Fällung der Fichten in diesem Gebiet
an mit dem Vorwand, dass diese
Baumart nicht heimisch ist. Das geht
eindeutig zu weit und ist nichts wei-
ter als purer profitorientierter Fi-
nanzkapitalismus mit Heuchelei und
Lügen durchgesetzt.

Rot-Grün-Rot in Roda reagierte mit
der sofortigen Einrichtung einer Ar-
beitsgruppe, die sich neben den drei
Fraktionen aus folgenden Organisa-
tionen zusammensetzt: einer Bürger-
initiative, dem NaBu, der AG-Wurmtal
sowie den Naturfreunden Deutsch-
lands (Ortsverband Merkstein). Zur-
zeit ist ein Antrag auf Abänderung
der Naturschutzgesetze in NRW an
die Landesregierung gestellt, gezielte
Anfragen an die Stadtverwaltung
über die juristische Korrektheit der
Aktion eingereicht, sowie eine groß-
räumige Presseaktion innerhalb der
Städteregion gestartet. Am 1 4.03.
wird dieses Thema außerdem in ei-
nem Tagesordnungspunkt im Um-
weltausschuss der Stadt
Herzogenrath besprochen.

Hans-Günther Fischer,
Stadtverordneterim RatderStadtHerzogenrath

Further Wald in Herzogenrath/Würselen brutal abgeholzt!

aus den Kommunen

Hilfe können Patienten nach wie vor beim Medizinrechts-Beratungsnetz
bekommen. Ein Beratungsschein (per Fax, E-Mail oder auf dem Post-
weg) berechtigt zu einer kostenlosen unabhängigen Beratung bei einem
Medizinrechtsanwalt in Wohnortnähe.
E-Mail: info@medizinrechts-beratungsnetz.de
Internet: www.medizinrechts-beratungsnetz.de
Telefon: 0451 / 389 67 1 7 | Fax: 0451 / 389 67 29

Fortsetzung:Patienten ohne Rechte?

Fortsetzung:Teure Fahrkarten für den Bus - LINKE stört das jährliche Ritual

Einzelfahrschein Stufe 1
M onatskarte Aachen Abo
Sozialticket für Städteregion

1 ,90 EUR
35,92 EUR

--------------

2,65 EUR
51 ,83 EUR
27,80 EUR

39.5%
44,3%
---------

Preisentwicklung AVV-Tarif 2004 bis 201 4 (Beispiele) :
2004 201 4 Steigerung
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Am 26. März 2009 trat das
„Übereinkommen über die
Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen“ (UN-Behinder-
tenrechtskonvention ‚BRK‘),
welches vom Bundestag und
Bundesrat ratifiziert wurde, in
Kraft.

Entgegen der öffentl ichen Dis-
kussion ist I nklusion somit nicht
nur auf den Lebensbereich Schu-
le/Bildung beschränkt, sondern
umfasst al le Lebensbereiche der
Gesel lschaft. »I nklusion« ist ein
umfassender Anspruch! Aktuel l
beschränkt sich die Umsetzung
hier jedoch ausschl ießl ich auf
„Schule“.

Die Debatte um I nklusion wird
häufig aggressiv und unnachgie-
big mit einem Absolutheitsan-
spruch geführt. Dabei ist das Ziel
des gemeinsamen Lernens und
Lebens auch in Deutschland
nicht neu.

Die eigentl ichen „Erfinder“ von
dem, was heute I nklusion heißt,
ist die Elternbewegung gegen
Aussonderung von Kindern mit
Behinderungen. Sie können auf
35 J ahre Erfahrung mit gemein-
samem Unterricht zurückbl icken.
Der Beweis wurde erbracht, dass
Kinder mit und ohne Behinderun-
gen gemeinsam lernen können,
wenn ihrer Unterschiedl ichkeit
Rechnung getragen wird durch an
den M enschen angepasste Lern-
und Lehrformen (Beispiel M on-
tessori-Pädagogik) .

Die Kernfrage scheint m. E. zu
sein, ob auf Erfahrungen, Wissen
und entwickelten Strukturen an-
gesetzt wird. Oder sol l durch per-

manente Wiederholung des
Wortes „I nklusion“ als neu und
fortschrittl ich und durch Emotio-
nal isierung öffentl icher Druck
aufgebaut werden, um Reform-
maßnahmen im Sinne konzernna-
her Stiftungen wie Bertelsmann
durchzusetzen bzw. an al len be-

teil igten M enschen vorbei „übers
Knie zu brechen!" Und da hilft
auch kein Fingerzeig auf die dies-
bezügl ich über J ahrzehnte ge-
wachsenen Strukturen des
Auslands nach dem M otto, das
wird schon klappen.

Auf jeden Fal l : Wer ernsthaft »J a«
zur I nklusion sagt, kann nicht zu-
gleich weiterhin ohne jede Ände-
rungsbereitschaft »J a« zum
gegl iederten Schulwesen sagen.
Erfahrungsgemäß weisen Kinder
mit Behinderungen in erfolgrei-
chen I ntegrationsprojekten
durchaus bessere Leistungen auf,

als sie in Förderschulen vorwei-
sen. Al lerdings geht dies häufig
zu Lasten des psychosozialen
Aspekts. Der Leistungsdruck der
Regelschule führt zu negativen
Konsequenzen im Lebensgefühl
der betroffenen Schülerinnen
und Schüler. Soziale Ungleichheit
bewirkt starken psychischen
Stress, der das H ormon- und
N ervensystem sowie das I mmun-

system beein-
flusst.

Ernstgemeinte
I nklusion kann
nur durch eine
beiderseitige
Annäherung
umgesetzt wer-
den. I m gleichen
Gebäude können
zum Beispiel
„Regelschulkin-
der“ in Förder-
klassen integriert sein,
gemeinsame Räume bei Lern-
und Freizeitveranstaltungen ge-
schaffen werden. Entscheidend
ist zu beobachten, ob es den Kin-
dern dabei gut geht.
Sportverbände sind beispielswei-
se zur I nklusion hervorragend ge-
eignet. H ier ist Beteil igung
optimal mögl ich im Sinne „ jeder

nach seinen M ögl ichkeiten, jeder
nach seinen Bedürfnissen“.

Bewegung und Sport haben nie-
derschwel l ige Zugänge, bringen
M enschen in Bewegung, fördern
das M iteinander sowie die M obil i-
tät, stärken das Selbstbewusst-
sein und machen vor al lem Spaß.
M enschen mit Behinderung erle-
ben mehr Akzeptanz und treten
selbstsicherer in der Gesel lschaft
auf. Sport und Bewegung leisten
anerkannte Beiträge zur Bildung
und Gesundheitsförderung von
al len M enschen sowie zur Pri-
märprävention und im Prozess
der Rehabil itation. M it echter

selbstbestimmter Teilhabe und
Teilnahme kann hier aufgezeigt
werden, dass Sport schon lange
einen wesentl ichen Beitrag im
Sinne der UN -Behinderten-
rechtskonvention leistet.

M enschen sind keine kalkul ier-
bare M asse, die berechenbar und
in Zukunftspläne verfrachtet

werden können. Sie haben Emp-
findungen, Erwartungen, Ziele
und Wünsche -- sind individuel l
und kostbar.

DI E LI N KE tritt dafür ein (wenn
transparent ist, wer womit wozu
was erreichen wil l ) mit den Be-
teil igten und den verantwortl i-
chen Pol itiker_innen, in
demokratischen Verfahren, Lö-
sungen zum Wohle der Beteil ig-
ten weiter zu entwickeln.

Manfred Lutter,
Sachkundiger Bürger in der Fraktion
DIE LINKE im Städteregionstag

Inklusion:
gesel lschaftl ich gewol lt – nicht pol itisch erzwungen

6 WIR 1 /2013Sozialreport

Inklusion im Sinne der BRKmeint Dazugehörigkeit. Ziel des rechtlich

verbindlichen Vertrages ist die Förderung der Gerechtigkeit bezogen

auf Menschen mit Behinderung in der Gesellschaft, ihre selbstbe-

stimmte und gleichberechtigte Teilnahme und Teilhabe an allen gesell-

schaftlichen Bereichen sowie die Position von Menschen mit Be-

hinderung in unserer Gesellschaft zu stärken – von „Problemfällen“ zu

Rechtssubjekten (Bürger_innen mit Rechten). „Behinderung entsteht

aus derWechselwirkung zwischen Menschen mit Beeinträchtigungen

und einstellungs- und umweltbedingten Barrieren“ (BRK Präambel)

Ernstgemeinte

Inklusion kann

nur durch eine

beiderseitige

Annäherung um-

gesetzt werden.
[
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Diese erste Hochglanzausgabe
des Bildungsberichtes der
Städteregion Aachen hätte man
sich aus wirtschaftlichen Grün-
den sparen können; denn wirk-
lich neue und überraschende
Erkenntnisse bringt er nicht.
Am Bildungsbericht haben ins-
gesamt 27 hochqualifizierte
Personen mitgewirkt, heraus-
gekommen ist eine statistische
Fleißarbeit, ohne wirklichen Er-
kenntnisgewinn.

Eine wichtige Frage beantwortet er
z.B. nicht: Wem nutzt welcher Bil-
dungsabschluss? Es ist überaus in-
teressant zu erfragen, wie viel
Prozent al ler Schüler, die in der
Städteregion einen Hauptschulab-
schluss erreichen, anschließend
einen Arbeitsplatz finden, der ih-
nen ein Überleben unabhängig von
staatl ichen Zuschüssen sichert.

Dass, die Frage der Bildungsrendi-
te im Bildungsbericht gar nicht ge-
stel lt wird ist kennzeichnend für
einen Umgang mit dem Thema
Schulbildung, der die Frage: Wel-
cher gesellschaftl ichen Gruppe
nutzt der Schulbesuch eigentl ich
noch, tunlichst vermeidet.

Fakt ist: Der Bildungsbericht be-
stätigt um ein weiteres Mal, dass
die bildungspolitischen Ziele, so-

wohl der Städteregion
Aachen, als auch der
bildungspolitischen Eli-
ten von CDU, SPD, FDP
und Grüne: „Möglichst
hohe Bildungsab-
schlüsse unabhängig
von der sozialen Her-
kunft zu ermöglichen“
nicht erreicht werden.
Auch dies ist nichts
Neues, unzählige Stu-
dien haben bereits ge-
zeigt, dass Schule in
Deutschland ein Sys-
tem sozialer Ausgren-
zung ist, in dem von
Chancengleichheit kei-
ne Rede sein kann,
nicht einmal Chancen-
gerechtigkeit wird erreicht.

Man stel le sich vor, dieses Ziel
würde tatsächlich erreicht werden.
Das würde für die politischen
Funktionseliten von CDU, Grüne,
SPD und FDP bedeuten, dass ihre
Kinder mit den Kindern aus der so-
genannten Unterschicht um die
immer knapper werdende Res-
source „angemessen bezahlter Ar-

beit“ konkurrieren müssten. Aus
diesem Grund sind von den bür-
gerl ichen, grünen und sozialen po-
l itischen Akteuren keine
Veränderungen zu erwarten. Denn
alle politischen Entscheidungen,
die zur Zeit getroffen werden,
schließen die bildungsferne gesell -
schaftl iche Klasse von der gesell -
schaftl ichen Ressource Bildung
aus.

Die hohe politische Kunst ist es,
dieses gesellschaftl iche Mil ieu
selbst für ihr Scheitern verant-
wortl ich zu machen, in dem die
schulischen Rahmenbedingungen
ausschließlich auf die Mittel- und

Oberschicht zugeschnitten wer-
den. So lässt sich die Verantwor-
tung für das Scheitern der
“bildungsfernen Schichten“ leicht
individualisieren.

Selbstverständlich weiß die ge-
samte politische Funktionselite wie
ein Bildungs- und Gesellschafts-
system aussehen müsste, um Bil-
dungs- und Chancengleichheit zu
gewährleisten, wenn dies aber
hartnäckig in der Bildungspolitik
weiterhin nicht erwünscht ist,
muss es wohl politische Absicht
sein.

Andreas Dittrich, OV Eschweiler

Der Bildungsbericht der Städteregion –
eine statistische Fleißarbeit ohne Erkenntnisgewinn!

WIR 1 /2013
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Aber wird dieses politische und
sozialethische Ziel der Bildungs-
und Chancengerechtigkeit vom
politischen Establishment über-

haupt angestrebt?[

Systemfehler Altersarmut
Die Ren-
tenrefor-
men der
Bundesre-
gierungen
seit 1 998,
ob rot-
grün,

schwarz-rot oder schwarz-
gelb, führen immer mehr Rent-
nerInnen direkt in die Armuts-
falle.

Fortschreitende Absenkung der
N ettorenten bis zum J ahr 2030
ergeben nur noch Renten von
43% des N ettolohnes.

Trotz jahrzehntelanger Beitrags-
zahlungen in die gesetzl iche Ren-
tenversicherung können sich
Ruheständler nicht mehr mit den
lebensnotwendigen Dingen wie
N ahrung, Unterkunft und Klei-
dung versorgen. Rente unter
Grundsicherungsniveau (zurzeit
durchschnittl ich 690€) ist jedoch
nicht nur für Langzeitarbeitslose
und geringfügig Beschäftigte (M i-
nijobber) vorprogrammiert. Auch
geringverdienende Selbstständi-
ge und Frauen mit Kindererzie-
hungszeiten werden mit ihrer
Rente kein sicheres Auskommen
mehr erreichen.

Selbst Erwerbstätige mit einem
Bruttoverdienst von 2.500€ im
M onat erzielen nach über 35 J ah-
ren Beitragszahlungen nur ca.
700€ Rente im M onat, knapp
über dem Existenzminimum. Eine
Anfrage der Bundestagsfraktion
DI E LI N KE ergab, dass immer
mehr Ältere nach Renteneintritt
einen M inijob ausüben. Seit dem
J ahr 2000 ist die Zahl der über
65-jährigen RentnerI nnen mit ge-
ringfügigen Einkommen von
480.000 auf 792.000 im J ahr
201 1 gestiegen. Ein Plus von 60
Prozent!
Paral lel stieg seit 2003 die Zahl

der RentnerI nnen, die staatl iche
H ilfe im Rahmen der Grundsi-
cherung in Anspruch nehmen,
um 60 Prozent. Die besorgniser-
regende Entwicklung wird sich
bis 2030 noch verstärken,

Fortsetzung Seite 8
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wenn die geburtenstarken J ahr-
gänge der sechziger J ahre in
Rente gehen.

Die Prognose von Professorin
Riedmül ler, die im Auftrag der
Deutschen Rentenversicherung
eine Analyse durchführte, be-
sagt, dass sogar 40 Prozent der
Generation „Babyboomer“ mit ei-
ner Rente unter Sozialhi l feniveau
rechnen müssen.

Private Vorsorge wie z.B. die
staatl ich geförderte Riester-Ver-
sicherung, kann vor Altersarmut

nicht schützen. Sie entpuppte
sich ledigl ich als gigantisches
Förderprogramm für die Versi-
cherungsgesel lschaften. I nstabile
Finanzmärkte und rasant ge-

schrumpfte Renditen lösen das
Versprechen auf Schl ießen der
Rentenlücke nicht ein. Für dieje-
nigen, die eine Rente unter
Grundsicherungshöhe erwarten,
lohnt sie sich nicht, da sie auf die
staatl iche H ilfe angerechnet wird.

Das I nstitut für M akroökonomie
und Konjunkturentwicklung hat
dazu eine Studie „ Auf den Weg in
die Altersarmut“ herausgegeben.

Das Drei-Säulen-Prinzip aus ge-
setzl icher, betriebl icher und pri-
vater Altersvorsorge kann den
Bedarf nicht sti l len, die Riester-
Rente stel l te sich als teurer Flop
aus. Die gescheiterte Rentenpol i-
tik sol l nun mit unterschiedl ichen
M odel len, wie z. B „Lebensleis-
tungsrente“ (CDU), „Sol idarren-
te“ (SPD) oder „Grundrente“
(Grüne) repariert werden. Ge-
meinsam ist al len ein M indest-

satz von 850€ nach ausreichend
langen Beitragszeiträumen.

Wie unreal istisch das gerade für
Frauen ist, die 70% der N ied-
riglöhner und 75% der M inijobber
ausmachen und einen Durch-
schnittsverdienst nicht erreichen,
ist augenscheinl ich.

Anja Linz,
Mitarbeiterin für Öffentlichkeitsarbeit der
Fraktion DIE LINKE im Städteregionstag

heißt ein
Sprich-
wort.
So ist es
aber nicht,
denn eine
Bestat-

tung ist teuer, oft zu teuer!

Der Trend im Bestattungswesen
weg von teuren Erdbestattungen
hin zu günstigeren Urnenbestat-
tungen haben in den Kommunen
die Gebührenkalkulationen im
Friedhofswesen durcheinander
gewirbelt. Auf Druck der Auf-
sichtsbehörden sol len diese Kos-
ten wie al le Gebührenhaushalte
kostendeckend sein.

I m letzten J ahr haben Stolberg
und Eschweiler ihre Gebührensat-
zungen angepasst, teilweise so-
gar mit Verdopplung der
Gebühren. Die Folge in Stolberg:
Beerdigungen finden immer häufi-
ger woanders statt, nur nicht in
Stolberg. Die nächste Erhöhung
der Gebühren bleibt nicht aus -
eine Spirale, die sich kontinuier-
l ich nach oben schraubt. I n
Eschweiler sind Urnenbestattun-
gen noch relativ günstig gebl ie-
ben, aber auch hier wird an der
Gebührenschraube gedreht wer-
den müssen.

Ziel alleine kann und darf
nicht eine kostendeckende
Gebührenkalkulation sein.
Ziel muss eine bezahlbare

Bestattung sein.

Das heißt aber auch zu fragen, ob
wir uns in Eschweiler oder Stol-
berg so viele Einzelfriedhöfe leis-
ten können. I st es nicht sinnvol ler,
Bestattungsangebote auf einzelne

Friedhöfe zu konzentrieren. N e-
ben Veränderung der Bestat-
tungsformen hat sich die
Gesel lschaft insgesamt verändert.
I mmer weniger Angehörige woh-

nen in unmittelbarer N ähe und
pflegen die Gräber. Vielmehr ist
eine einfache, pflegeleichte und
kostengünstige Bestattung ge-
fragt. Urnenwände und -stelen
sind eine sinnvol le Alternative.

I n Deutschland ist zunehmend der
Trend zu Zweiklassen-Friedhöfen
zu erkennen. Die Zahl der Sozial-
begräbnisse und Ersatzbestattun-
gen nimmt gravierend zu und ist

innerhalb von vier J ahren um 38
Prozent gestiegen. Dabei wird zu-
nehmend vergessen, dass der
Friedhof ein Ort der Trauer und
keine Entsorgungsstätte ist.

Viele Deutsche können sich den
Tod nicht mehr leisten. Armenbe-
gräbnis wol lte man es nicht nen-
nen, deshalb heißt die
Übernahme der Bestattungskos-
ten durch die Sozialämter ganz
hübsch Sozialbestattung. Es gibt
sie, seit die rot-grüne Bundesre-
gierung 2004 das Sterbegeld aus
dem Leistungskatalog der gesetz-
l ichen Krankenkassen strich.

I n Eschweiler gab es 2005 Pro-
teste, als städtische Pläne be-
kannt wurden, Sozialbestat-
tungen aus Kostengründen in die
N iederlande auszulagern. Ver-
storbene sol lten in H ol land einge-
äschert werden und ihre Asche
dort anonym ausgestreut werden.
Die Kommunen garantieren den
Verstorbenen einen Anspruch auf
eine würdevol le Bestattung, doch
tritt dabei die Trauer- und vor al-
lem Erinnerungskultur zunehmend
in den H intergrund.

M anches Einfachstbegräbnis äh-
nelt dann mehr einer Entsorgung
als einer Bestattung. Was ein
würdiges Begräbnis ist, entschei-
det jede Kommune selbst - je
nach Kassenlage fäl l t das Ergeb-
nis dabei ganz unterschiedl ich
aus.

Albert Borchardt,
DIE LINKE im Rat der Stadt Eschweiler
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"Der Tod ist umsonst!"

ARM im Beruf = ARM im Alter ?

Fortsetzung: Systemfehler Altersarmut

DIE LINKE fordert als einzige Partei einen notwendigen Kurswechsel der Arbeits-und

Rentenpolitik durch:

• flächendeckenden Mindestlohn von 10 €/ Stunde
• Einbeziehung aller Erwerbstätigen (Selbstständige und Beamte)
• Solidarische Mindestrente von 900€ unabhängig von Versicherungszeit
• Anhebung des Rentenniveaus wieder auf 53 %
• Abschaffung des Renteneintritts mit 67 Jahren
• Rente für Erwerbsgeminderte ohne Kürzungen

[

Holbein Totentanz (Darstel lung von 1 493)
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Die, die heute unser Grundwasser vergiften,

wollen uns morgen das Trinkwasser verkaufen
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Ja, so könnte es in Zukunft
aussehen. Erst wird durch
Fracking (unkonventionelles
Gasbohren) unser Grundwas-
ser vergiftet, da die Regierung
den Konzernen BASF, Exxon
Mobil etc. für diese Risikotech-
nologie kein Verbot aus-
spricht. Da wird hin und her
diskutiert, es werden Gutach-
ten in Auftrag gegeben, immer
wieder wird über die Änderung
des Bundesbergrechtes debat-
tiert und heraus kommt
nichts. Eigentlich will Schwarz-
Gelb die Schiefergasförderung
so schnell wie möglich an-
schieben, natürlich nur unter
sehr strengen Auflagen!

Umweltminister Altmaier betont
zwar, er wol le strenge Auflagen
zur Bedingung machen. Aber
wenn die ersten Bohrungen mal
genehmigt sind, ist auch der
nächste Schritt nicht weit. Die
Konzerne behaupten doch jetzt
schon, dass es keine Risiken gibt
und die Technologie sicher sei!
Die Energieriesen Exxon M obil

und Wintershal l (Tochter der
BASF) warten bereits auf die Ge-
nehmigungen erster Probeboh-
rungen in N RW.

Aber auch SPD und GRÜN E, die
sich als DI E OPPOSI TI ON be-
zeichnen und in den M edien so
betitelt werden, konnten sich
nicht durchringen, einem Antrag
der LI N KEN im Bundestag auf
Verbot von Fracking in Deutsch-
land zuzustimmen, nachzulesen
auf www.bundestag.de unter der
Drucksache (1 7/1 1 328). Um-
weltverbände und N GOs verlan-
gen ebenfal ls ein Verbot von
Fracking.

N un, mit den Lobbyisten der
Energiekonzerne möchte es sich
kaum eine Partei verscherzen,
und am Ende wird noch die Priva-
tisierung des Wassers durchge-
wunken, sodass das Wasser zur
teuren H andelsware wird. Aber
auch hier gibt es bereits eine eu-
ropäische Bürgerinitiative, denn
Wasser ist M enschenrecht!

Fracking wird nun sicher 201 3
zum Wahlkampfthema, und die
Schlacht um die Stimmen der
Bürgerinnen und Bürger, die sich
schon vieler Orts als Bürgerinitia-
tiven formiert haben, beginnt.

Auch hier in der Städteregion hat
sich bereits eine Bürgerinitiative
gegründet. Denn die Gebiete im
N ordkreis, Alsdorf, Baesweiler,
H erzogenrath und Würselen, sind
ebenfal ls betroffen. Die Firma
Wintershal l hat sich die Aufsu-
chungsrechte für diese Gebiete
vorab gesichert.

I n den M edien wird oft propa-
giert, es würde erst zum Fracking
kommen, wenn die Risiken be-
herrschbar sind. Was für eine
Farce! Selbst die Erstel ler der
Gutachten (ich habe mit ihnen
gesprochen) können Risiken
nicht ausschl ießen. Kommunal-

pol itiker al ler Couleur geben sich
in ihren Stadträten kritisch und
beschl ießen sogar, das Fracking
in ihrer Kommune abzulehnen.
N ur, das Recht ein Verbot zu be-
schl ießen, ist auf kommunaler
Ebene gar nicht mögl ich. Einzig
den Stimmen der WählerI nnen,
die dies nicht wissen können,
sind sie sich sicher.

Es ist an der Zeit zu handeln!
Auch hier in der Region muss der
Protest und der Druck auf die
Pol itiker und Pol itikerinnen grö-
ßer werden, sodass sie sich in
ihrer Partei auf Bundesebene für
ein Verbot für Fracking, eine um-
fassende Reform des Bergrechts,
um bei der Erdgasförderung de-
mokratische M itentscheidungs-
rechte zu sichern und einen
wirksamen Wasser- und Umwelt-
schutz im Bergbau einsetzen.
Achten Sie in der Presse auf I n-
formationsveranstaltungen und
I nformationsstände der Bürger-
initiative inofrack und seien Sie
dabei, wenn es darum geht, I hre
demokratischen Rechte einzu-
fordern.

M ehr I nfos unter
http://www.inofra.de/

Marika Jungblut,
Stellv. Fraktionsvorsitzende
DIE LINKE im Städteregionstag

Was ist Fracking?
Beim Fracking werden sogenannte unkonventionel le Erdgasvorkom-
men erschlossen, die in Gesteinsschichten gebunden sind. H ierfür
wird in Bohrlöcher unter hohem Druck Wasser vermischt mit Sand
und etl ichen Chemikal ien gepresst. Durch den Druck bilden sich
Risse und Spalten im Gestein, die durch den Sand und die Chemika-
l ien offengehalten werden. Das Gas strömt anschl ießend durch die
Spalten und kann über die Bohrlöcher abgeführt werden.

Fracking führt zu immensen Risiken. Diese reichen von der Vergif-
tung von Oberflächen-, Grund- und Trinkwasser mit radioaktiven M a-
terial , krebserregenden Stoffen und Bioziden. Des weiteren ist mit
Erdbeben und Bergschäden zu rechnen.

Die Konzerne sprechen davon,
dass die giftigen Chemikal ien
nur wenige Prozent der
Fracking-Flüssigkeit ausma-
chen, jedoch ist diese M enge
sehr beachtl ich. Exxon leitete
bei einer Bohrung in N ieder-
sachsen ca. 1 2 M il l ionen Liter
Flüssigkeit in den Untergrund.
"N ur" 0,2 Prozent waren Che-
mikal ien, das bedeutet 24 000
Liter.
Umweltverträgl ichkeitsprüfun-
gen sind erst ab einer Förder-
menge von über 500.000
Kubikmeter am Tag Pfl icht,
welche beim Fracking nicht
erreicht werden.

Auf der Seite

http://www.right2water.eu/de

haben Sie die M ögl ichkeit, I hre

Unterschrift zur Unterstützung

gegen die Wasserprivatisierung

zu leisten.



Ich bitte um Zusendung von
Informationsmaterial

Ich möchte regelmäßig zu
Veranstaltungen und Versammlun-
gen eingeladen werden.

Ich möchte Mitglied werden

N ame und Anschrift:

einsenden an: DI E LI N KE Städteregion Aachen
Augustastraße 69, 52070 Aachen

DIE LINKE Städteregion Aachen
Augustastraße 69, 52070 Aachen
E-Mail: kontakt@dielinke-aachen.de
www.dielinke-aachen.de
Tel. 0241 -9902531
Fax 0241 -9905228

Linkes Zentrum
Augustastraße 69, 52070 Aachen
Tel. 0241 -99063820
Öffnungszeiten:
Mo 15 bis 17.30 Uhr / Di-Fr 17 bis 19 Uhr

Aktuelle Termine zu Veranstaltungen und Sitzungen
der Arbeitsgemeinschaften können dem Termin-
planer entnommen werden unter
http://www.dielinke-aachen.de/kv/termine

Wer an den Treffen der Arbeitskreise teilnehmen möchte,
ist freundlich eingeladen, auch wenn er/sie kein Mitglied
der Partei DIE LINKE ist. Natürlich wird eine gewisse Nähe
zu unseren Positionen vorausgesetzt.

Adresse
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Eine Stimme für soziale Gerechtigkeit!

Andrej Hunko
völ l iges N euland, da ich nie eine solche Kar-
riere geplant hatte. I n Aachen hatte ich lange
in der Druckbranche gearbeitet und als Folge
des Platzens der N ew-Economy-Blase Anfang
des J ahrhunderts gingen viele Druckereien
pleite und ich wurde arbeitslos. Der zeitl iche
Zufal l wol lte es, dass ich zu den ersten H artz-
I V-Emfängern in Aachen gehörte und auch
2004 die M ontagsdemos gegen die Agenda
201 0 und die H artz-Gesetze mit organisierte,
die in Deutschland zu einer Entrechtung der
Erwerbslosen und dem Aufbau eines N iedrig-
lohnsektors, etwa durch die massenhafte Er-
mögl ichung von Leiharbeit, führten.
Aus dieser Bewegung gründete sich damals
eine neue Partei, die Wahlalternative für Ar-
beit und soziale Gerechtigkeit (WASG) und
später, gemeinsam mit der PDS, DI E LI N KE.
N ach anfängl ichen Zögern habe ich mich die-
sem Projekt angeschlossen. I ch bin zutiefst
davon überzeugt, dass wir in Deutschland

dauerhaft eine starke l inke Kraft brauchen,
die konsequent für die I nteressen der Be-
schäftigten, der Erwerbslosen, der J ugend und
der Rentner eintritt und die unabhängig von
den I nteressen der Banken und Konzerne ist.
Leider trifft das schon länger nicht mehr für
SPD und Grüne zu.
I m Bundestag habe ich meinen Schwerpunkt
auf die Europapol itik gelegt. Zum einen, weil
mittlerweile ein Großteil der Gesetze auf eu-
ropäischer Ebene verhandelt werden. Zum
anderen, weil die Finanzkrise genutzt wird, um
soziale und demokratische Errungenschaften
in ganz Europa abzubauen. I ch gehörte zu den
deutl ichsten Stimmen im Bundestag, die im-
mer wieder gesagt haben, dass die „Rettungs-
pakete“ für Griechenland, Portugal , I rland und
Spanien keine Rettungspakete für die M en-
schen dort sind, sondern Rettungspakete für
die Gläubiger dieser Länder, für die Banken
und Finanzkonzerne. Und ich habe immer

wieder vor den drakonischen Kürzungsdikta-
ten gewarnt, die diese Länder in eine humani-
täre Krise treiben und Europa in die
Rezession.
Leider entwickelt sich Europa zur Zeit weiter
in diese falsche Richtung. I n vielen europäi-
schen Ländern regt sich jedoch sozialer Wi-
derstand gegen eine EU, die zunehmend die
I nteressen von mächtigen Banken und Kon-
zernen vertritt. I n vielen europäischen Län-
dern werden l inke Parteien stärker. Es wird in
den nächsten J ahren dringend notwendig sein
gemeinsam, für eine soziale und sol idarische
Entwicklung einzutreten, die das europäische
Sozialmodel l nicht zerstört, sondern ausbaut.
Dafür braucht es starke gesel lschaftl iche Be-
wegungen und ihre Stimmen in den Parla-
menten.
Selbstverständl ich bin ich aber auch in Aa-
chen mit meinem Team für die „kleinen“ Sor-
gen und N öte ansprechbar. Die Verbindung
der unmittelbaren Al ltagserfahrung mit der
„großen Pol itik“ ist für mich sehr wichtig.
Egal , wie die Bundestagswahlen im Septem-
ber ausgehen – eine klare l inke Stimme bleibt
notwendig. Dafür bewerbe ich mich wieder
und freue mich über jede Unterstützung.

Andrej Hunko M dB DI E LI N KE

Kontakt:

Wahlkreisbüro Andrej Hunko, MdB
Augustastraße 69
52070 Aachen

Telefon 0241/990 68 25-0
Telefax 0241/990 68 25-1
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KONSEQUENT

S O Z I A L

Heute arbeite ich in einem archäologischen Pla-
nungsbüro.
Wie kamen Sie zur Partei Die Linke?

2007 war ich Moderatorin beim Bürgerfunk. Als
sich DIE LINKE in Aachen neu gegründet hatte,
wollte ich über die Partei eine Sendung ma-
chen. Hierfür besuchte ich
2007 eine Mitgliederversammlung.
Hier wurde mir schnell klar, dass ich mit dieser
Partei meinem Bedürfnis nach Umsetzung einer
gerechteren und sozialeren Politik näher kom-
men würde. Fortan nahm ich an den Fraktions-
sitzungen der Stadtratsfraktion teil und wurde
dort als sachkundige Bürgerin gewählt. Seit Ok-
tober 2009 bin ich Mitglied des Städteregions-
tags Aachen. 201 2 wurde der Ortsverband
Alsdorf Baesweiler gegründet, dem ich als Vor-
standsmitglied angehöre.
Warum kandidieren Sie für den Bundestag?
Viele Dinge lassen sich auf kommunaler Ebene
nicht regeln. Da sind Entscheidungen auf Bun-
desebene gefragt.
Vor einiger Zeit sagte eine ältere Dame mir:
„Ich habe mein Leben lang gearbeitet, jetzt bin
ich 56 und habe meinen Job verloren, weil die
Firma Insolvenz angemeldet hat, und man er-
wartet von mir, dass ich für 5 Euro die Stunde
weiter arbeite. Ich bin nicht zu faul, aber zu
stolz, mir dafür den Rücken kaputt zu machen.“
Egal, was CDU, FDP, SPD und GRÜNE verspre-
chen, sie hatten seit Jahren die Chance, etwas
zu ändern. Und was haben sie daraus gemacht?
Neben den schon angesprochenen Themen ist

für mich vor al lem wichtig, dass al le
die Möglichkeit bekommen, ihre
Grundbedürfnisse wie Wohnen,
Strom, Nahrung, Bildung bezahlen
zu können. Erstrebenswert wäre
hier natürl ich, wenn die Menschen
dies wieder durch den Lohn ihrer ei-
genen Arbeit finanzieren könnten,
was als ersten Schritt einen flä-
chendeckenden Mindestlohn und
eine gute Rente voraussetzen wür-
de. Wir haben mittlerweile einen
modernen Sklavenmarkt, der von
den meisten Menschen aus Furcht
vor Repressionen oder aus Resigna-
tion einfach hingenommen wird. Dies kann und
darf so nicht weiter gehen.
DIE LINKE muss im Bundestag weiterhin der
Stachel im Fleisch sein. Denn ohne Druck und
Kontrol le der Linken wird es mit Sicherheit
noch schlimmer. DIE LINKE ist die EINZIGE Op-
positionspartei! Die Aussage“ Wir nehmen Bür-
gerinnen und Bürger ernst“ haben mittlerweile
auch die anderen Parteien als öffentl ichkeits-
wirksames Mittel für Kampagnen entdeckt, ich
stehe dafür, dass wir es dann auch wirklich tun!
Welche Themen liegen Ihnen am meisten
am Herzen?
Ein Hauptthema ist der Umweltschutz. Die Grü-
nen stehen zwar immer noch mit ihrem Namen
für die Umweltpolitik, aber leider sind diese
auch schon all zu sehr mit den Lobbyisten
verflochten. Dies zeigt sich bei vielen Bauvorha-

ben, wenn es um den Na-
turschutz- und
Klimaschutz geht, aber
auch beim Thema
Fracking, dem ich mich
schon seit 2 Jahren wid-
me. DIE LINKE ist die ein-
zige Partei, die sich
definitiv gegen das um-
strittene, Grundwasser
verseuchende Gasbohren
ausspricht. Weitere wich-
tige Anliegen sind die Be-
kämpfung von Korruption
und Lobbyismus sowie

der sich immer mehr um sich greifenden Priva-
tisierung. Dass uns dies letztendlich al le teuer
zu stehen kommt, ist absehbar. Deshalb hier
ein klares NEIN , auch zur Privatisierung des
Wassers, wie es auf EU Ebene geplant wird. Die
Unterstützung von Frauen und auch insbeson-
dere die Situation von Alleinerziehenden liegen
mir ebenfal ls sehr am Herzen, und ich möchte
mich für diese Gruppen ganz besonders stark
machen.

Vielen Dank für das Gespräch.

Frühstück für alle ! - … und keiner is(s)t allein

Frühstück im linken Zentrum Aachen,
jeweils am letzten Sonntag des Monats von 1 0 bis 1 3 Uhr

I n lockerer Atmosphäre können Gespräche mit Gleichgesinnten geführt werden
oder im konkreten Austausch mit Kommunal- und
Bundespol itikern das Gespräch gesucht werden.

Hartz-IV-Treff

M ittwochs, 1 5 bis 1 7 Uhr
Linkes Zentrum Aachen
Augustastraße 69

LINKE Sozialsprechstunde

immer am 2. und 4. M ittwoch im
M onat, 1 7 bis 1 9 Uhr

Linkes Zentrum Aachen
Augustastraße 69

im Auftrag von M dB Andrej H unko

LINKE Sozialsprechstunde

immer am 3.M ontag im M onat,
1 5.30 bis 1 8 Uhr

Rathaus Eschweiler, Raum 1 3
J ohannes-Rau-Platz 1

im Auftrag von Ratsmitgl ied Albert Borchardt

DI E LI N KE hilft bei Anträgen, l iest Bescheide und begleitet Sie bei ihrem Weg ins J ob-
center. Wir bieten außerdem I nfos zu Regelsatz und M ehrbedarf, M iete, Zwangsumzug
und Renovierung, Eingl iederungsmaßnahmen und Ein-Euro-J obs.

Kontakt:

Augustastraße 69
52070 Aachen

Telefon 0241/990 68 25-0
Telefax 0241/990 68 25-1

Eine Stimme für soziale Gerechtigkeit!

Marika Jungblut



Beratungsstelle Aachen - Berufsverband d.
KAB Diözese Aachen e.V.
Martinstraße 6 | 52068 Aachen
Telefon: 0241/4001860 5 | Fax: 0241/4001864
http://www.kab-aachen.de

Redaktion KVStädteregion Aachen v. i. S.d.P. Hans Janosch

Interessante Veranstaltungen zu diversen Themen bieten:

Evangelische Stadtakademie Aachen
Haus der Evangelischen Kirche
Frère-Roger-Straße 8-10 (früher: Michaelstraße)
52062 Aachen | Telefon: 0241/453-162
http://www.stadtakademie-aachen.de

Bischöflichen Akademie des Bistums Aachen
Bischöfliche Akademie / August-Pieper-Haus
Leonhardstr. 18-20
52064 Aachen | Telefon: 0241/47996-0
http://www.bischoefliche-akademie-ac.de/

Fraktion DIE LINKE im Städteregionstag
Haus der Städteregion: 1 . OG, Raum E 180,
Tel.: 0241 / 5198 3305
Zollernstraße 10 | 52070 Aachen
eMail: dielinke-fraktion@staedteregion-aachen.de
www.dielinke-staedteregionstag.de
Fraktionssitzungen (14tägig) mittwochs ab 17:00 Uhr
Fraktion DIE LINKE im Rat der Stadt Aachen
Verwaltungsgebäude Katschhof | 52062 Aachen,
1 . OG, Raum 139 | Tel.: 0241 / 432 7244
eMail: fraktion.dielinke@mail.aachen.de
www.fraktion-dielinke-aachen.de
Fraktionssitzungen in derRegelwöchentlichmontags ab 18 Uhr
Fraktion DIE LINKE imRat der Stadt Herzogenrath
Rathausplatz 1 , 1 .OG, Raum 105, Tel.: 02406 / 83121
eMail: fraktion@linke-herzogenrath.de
www.fraktion.dielinke-herzogenrath.com
Postadresse: Fraktion DIE LINKE
Im Rat der Stadt Herzogenrath
Postfach 1280 | 52112 Herzogenrath

Bürgersprechstunde jeden Montag
18:00 bis 19:00 Uhr

Fraktion DIE LINKE im Rat der Stadt Stolberg
Villa Lynen | Rathausstr. 44 | 52222 Stolberg
1 .OG, Raum 104 / 105, Tel.: 02402 / 76683-20
eMail: dielinke.fraktion@stolberg.de
www.dielinke-stolberg.de
Fraktionssitzungen (14tägig) montags ab 19:00 Uhr

Bürgersprechstunde jeden Donnerstag
15:00 bis 17:30 Uhr

DIE LINKE im Rat der Stadt Alsdorf
Hartmut Knippschild
Rathaus - Hubertusstr. 17 | 52477 Alsdorf
eMail: Alsdorf.Linke@alsdorf.de
www.dielinke-alsdorf.de | Tel.: 0160/5518854
DIE LINKE im Rat der Stadt Eschweiler
Albert Borchardt
Rathaus - Johannes-Rau-Platz 1 | 52249 Eschweiler
eMail: albertborchardt@dielinke-eschweiler.de
www.dielinke-eschweiler.de | Tel: 0179/648 3205

Bürgersprechstunde und Sozialsprechstunde
jeden 3. Montag im Monat
jeweils 15:30 – 18.30 Uhr | Rathaus, Raum 13

DIE LINKE im Rat der Stadt Monschau
Erika Krebs
Rathaus - Laufenstrasse 84 | 52156 Monschau
erika.krebs@dielinke-aachen.de
www.dielinke-nordeifel.de

Wahlkreisbüro Andrej Hunko, MdB
Augustastraße 69 | 52070 Aachen
Telefon 0241/990 6825-0 | Telefax 0241/990 6825-1
eMail: andrej.hunko@wk.bundestag.de
www.andrej-hunko.de
Sprechzeiten: Montags 11 bis 13 Uhr, und
Donnerstags 17 bis 19 Uhr und nach Vereinbarung

Sozialsprechstunde Bundestagesbüro Andrej Hunko
Jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat ab 17.00 Uhr
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Adressen

Rückspiegel

Bestellschein:
J a, ich möchte regelmäßig I nformationen über die Arbeit der Fraktion
DI E LI N KE. im Städteregionstag erhalten.
Bitte schicken Sie "WI R in der Städteregion" kostenlos und
unverbindl ich an folgende Adresse:

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
N ame, Vorname

.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
Postleitzahl , Ort, Straße

Bestel lungen auch telefonisch mögl ich unter: 0241 / 51 98 3305
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WIR in der Städteregion
Zeitung der Fraktionen DIE LINKE in
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Dank an alle, die das Erscheinen
dieser Ausgabe möglich gemacht
haben, und Dank auch an alle, die sie
in die Welt hinaus tragen.
Ihr seid toll.

Nächste Ausgabe:
Redaktionsschluss Mai 2013
Ausgabe: Juni/Juli 2013

Erwerbslosenberatung gibt es u.a. an
folgenden Stellen:

Welche Themen sind I hnen wichtig? Sagen
Sie uns I hre M einung. So können wir uns
für I hre I nteressen in der Städteregion
noch besser einsetzen!

eMail: wir-leserbriefe@diel inke-aachen.de

postalisch
Fraktion DI E LI N KE im StädteRegionstag

Stichwort "Leserbrief"
H aus der Städteregion

Zol lernstraße 1 6 | 52070 Aachen

Besuchen Sie auch unsere Onlineumfrage
auf www.wir-online.org

Wir freuen uns besonders auf weitere Vor-
schläge, Anregungen und Kritik von I hnen!

Was sind die Themenbereiche, die Sie
persönl ich bewegen?
.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Mitmachen – Mitgestalten – Mitentscheiden

http://www.joycenter.net
0241 - 47587863
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Impressum:

Ich mache aktiv im Wahlkampf mit!

Ja, ich möchte im Bundestagswahlkampf
aktiv werden und meine Ideen, mein Enga-
gement und mein Wissen einbringen. Bitte
haltet mich über die weiteren Pläne auf
dem Laufenden und informiert mich über
konkrete Wahlkampfaktivitäten!h
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